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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/1758 DER KOMMISSION 

vom 28. September 2016 

zur Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur 
Festlegung des Zollkodex der Union (1), insbesondere auf Artikel 57 Absatz 4 und Artikel 58 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten Nomenklatur im Anhang der Verordnung (EWG) 
Nr. 2658/87 (2) des Rates zu gewährleisten, sind Vorschriften für die Einreihung der im Anhang dieser 
Verordnung aufgeführten Waren zu erlassen. 

(2)  In der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 sind allgemeine Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten 
Nomenklatur festgelegt. Diese Vorschriften gelten auch für die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die 
Kombinierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder unter etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen — 
übernimmt und die aufgrund besonderer Regelungen der Union aufgestellt wurde, um tarifliche oder sonstige 
Maßnahmen im Rahmen des Warenverkehrs anzuwenden. 

(3)  In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung 
genannten Waren mit den in Spalte 3 genannten Begründungen in den in Spalte 2 der Tabelle angegebenen KN- 
Code einzureihen. 

(4)  Es ist angemessen vorzusehen, dass die verbindlichen Zolltarifauskünfte, die für die von dieser Verordnung 
betroffenen Waren erteilt wurden und mit dieser Verordnung nicht übereinstimmen, während eines bestimmten 
Zeitraums von dem Inhaber gemäß Artikel 34 Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 weiterhin verwendet 
werden können. Dieser Zeitraum sollte auf drei Monate festgelegt werden. 

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den 
Zollkodex — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren werden in die Kombinierte Nomenklatur in den in Spalte 2 
der Tabelle genannten KN-Code eingereiht. 
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Artikel 2 

Verbindliche Zolltarifauskünfte, die mit dieser Verordnung nicht übereinstimmen, können gemäß Artikel 34 Absatz 9 
der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 während eines Zeitraums von drei Monaten ab Inkrafttreten dieser Verordnung 
weiterhin verwendet werden. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. September 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Stephen QUEST 

Generaldirektor für Steuern und Zollunion  
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ANHANG 

Warenbezeichnung Einreihung 
(KN-Code) Begründung 

(1) (2) (3) 

Eine Ware (ein sogenanntes Memory-Spiel), be­
stehend aus 20 quadratischen Karten aus Karton 
mit Abmessungen von etwa 60 × 60 mm. Alle 
Karten weisen auf der Rückseite die gleiche Ge­
staltung/Abbildung und auf der Vorderseite un­
terschiedliche Abbildungen auf. Jede Karte zeigt 
eine Abbildung, die mit der Abbildung einer an­
deren Karte ein Paar bildet (Paare weisen auf der 
Vorderseite die gleiche Abbildung auf). 

Dieses Kartenspiel ist für zwei bis vier Spieler ge­
eignet. 

Siehe Abbildung (*) 

9504 40 00 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschrif­
ten 1 und 6 für die Auslegung der Kombinierten 
Nomenklatur sowie nach dem Wortlaut der KN- 
Codes 9504 und 9504 40 00. 

Der KN-Code 9504 40 00 erfasst alle Arten von 
Spielkarten. Die Form der Karten und die Art 
und Weise, in der sie verwendet werden (ob sie 
in der Hand gehalten und/oder auf den Tisch ge­
legt werden), ist nicht relevant (siehe auch die 
HS-Erläuterungen zur Position 9504 Num­
mer 11). Eine Einreihung in den KN-Code 
9504 90 80 als andere Spiele ist somit ausge­
schlossen. 

Daher ist die Ware in den KN-Code 9504 40 00 
als Spielkarten einzureihen. 

(*)  Die Abbildung dient nur zur Information.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/1759 DER KOMMISSION 

vom 28. September 2016 

zur Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur 
Festlegung des Zollkodex der Union (1), insbesondere auf Artikel 57 Absatz 4 und Artikel 58 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten Nomenklatur im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 
des Rates (2) zu gewährleisten, sind Vorschriften für die Einreihung der im Anhang dieser Verordnung 
aufgeführten Waren zu erlassen. 

(2)  In der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 sind allgemeine Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten 
Nomenklatur festgelegt. Diese Vorschriften gelten auch für die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die 
Kombinierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder unter etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen — 
übernimmt und die aufgrund besonderer Regelungen der Union aufgestellt wurde, um tarifliche oder sonstige 
Maßnahmen im Rahmen des Warenverkehrs anzuwenden. 

(3)  In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung 
genannten Waren mit den in Spalte 3 genannten Begründungen in den in Spalte 2 der Tabelle angegebenen KN- 
Code einzureihen. 

(4)  Es ist angemessen vorzusehen, dass die verbindlichen Zolltarifauskünfte, die für die von dieser Verordnung 
betroffenen Waren erteilt wurden und mit dieser Verordnung nicht übereinstimmen, während eines bestimmten 
Zeitraums von dem Inhaber gemäß Artikel 34 Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 weiterhin verwendet 
werden können. Dieser Zeitraum sollte auf drei Monate festgelegt werden. 

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den 
Zollkodex — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren werden in die Kombinierte Nomenklatur in den in Spalte 2 
der Tabelle genannten KN-Code eingereiht. 

Artikel 2 

Verbindliche Zolltarifauskünfte, die mit dieser Verordnung nicht übereinstimmen, können gemäß Artikel 34 Absatz 9 
der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 während eines Zeitraums von drei Monaten ab Inkrafttreten dieser Verordnung 
weiterhin verwendet werden. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. September 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Stephen QUEST 

Generaldirektor für Steuern und Zollunion   

ANHANG 

Warenbezeichnung Einreihung 
(KN-Code) Begründung 

(1) (2) (3) 

Eine Ware bestehend aus einem Gewindeschaft 
mit einem metrischen Gewinde aus verzinktem 
Stahl und einem Kopf aus Kunststoff. Der Ge­
windeschaft wird durch Walzen hergestellt und 
weist eine Länge von 23 mm und einen Durch­
messer von 6 mm auf. Der runde Kopf hat einen 
Durchmesser von 14,5 mm und hat weder einen 
Schlitz noch eine Aussparung für Werkzeuge. 

Die Ware ist zur Verwendung als „Ständer/Fuß“ 
für Möbel aufgemacht (sie kann aber auch mit 
anderen Gegenständen verwendet werden, die 
auf den Boden gestellt werden sollen) und dient 
zur Anpassung der Höhe des Gegenstands durch 
Einschrauben des Gewindeteils in den Gegen­
stand. 

Siehe Abbildung (*). 

7318 15 90 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschrif­
ten 1, 3 b) und 6 für die Auslegung der Kombi­
nierten Nomenklatur sowie nach dem Wortlaut 
der KN-Codes 7318, 7318 15 und 7318 15 90. 

Die Ware ist eine aus zwei Materialien zusam­
mengesetzte Ware. Der Bestandteil, der der Ware 
ihren wesentlichen Charakter verleiht, ist der Ge­
windeschaft aus verzinktem Stahl, der zur An­
passung der Höhe eines Gegenstands durch Ein­
schrauben dient. 

Eine Einreihung als Beschläge und ähnliche Wa­
ren, aus unedlen Metallen, für Möbel, in Posi­
tion 8302 ist ausgeschlossen, da die vorgesehene 
Verwendung der Ware aufgrund ihrer objektiven 
Merkmale nicht zu bestimmen ist und da sie 
auch für andere Gegenstände als Möbel verwen­
det werden kann. Die Ware hat die objektiven 
Merkmale einer Schraube der Position 7318. Sie 
ist daher als andere Schrauben in den KN-Code 
7318 15 90 einzureihen. 

(*)  Die Abbildung dient nur zur Information.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/1760 DER KOMMISSION 

vom 28. September 2016 

zur Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur 
Festlegung des Zollkodex der Union (1), insbesondere auf Artikel 57 Absatz 4 und Artikel 58 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten Nomenklatur im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 
des Rates (2) zu gewährleisten, sind Vorschriften für die Einreihung der im Anhang dieser Verordnung 
aufgeführten Waren zu erlassen. 

(2)  In der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 sind allgemeine Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten 
Nomenklatur festgelegt. Diese Vorschriften gelten auch für die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die 
Kombinierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder unter etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen — 
übernimmt und die aufgrund besonderer Regelungen der Union aufgestellt wurde, um tarifliche oder sonstige 
Maßnahmen im Rahmen des Warenverkehrs anzuwenden. 

(3)  In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung 
genannten Waren mit den in Spalte 3 genannten Begründungen in den in Spalte 2 der Tabelle angegebenen KN- 
Code einzureihen. 

(4)  Es ist angemessen vorzusehen, dass die verbindlichen Zolltarifauskünfte, die für die von dieser Verordnung 
betroffenen Waren erteilt wurden und mit dieser Verordnung nicht übereinstimmen, während eines bestimmten 
Zeitraums von dem Inhaber gemäß Artikel 34 Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 weiterhin verwendet 
werden können. Dieser Zeitraum sollte auf drei Monate festgelegt werden. 

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den 
Zollkodex — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren werden in die Kombinierte Nomenklatur in den in Spalte 2 
der Tabelle genannten KN-Code eingereiht. 

Artikel 2 

Verbindliche Zolltarifauskünfte, die mit dieser Verordnung nicht übereinstimmen, können gemäß Artikel 34 Absatz 9 
der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 während eines Zeitraums von drei Monaten ab Inkrafttreten dieser Verordnung 
weiterhin verwendet werden. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. September 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Stephen QUEST 

Generaldirektor für Steuern und Zollunion  
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ANHANG 

Warenbezeichnung Einreihung 
(KN-Code) Begründung 

(1) (2) (3) 

Ein Gerät, bestehend aus einem Banknotenlesege­
rät und Geldkassetten (sogenannte „Notenum­
laufeinheit“), mit Gesamtabmessungen von etwa 
10 × 24 × 44 cm. 

Das Banknotenlesegerät verwendet optische 
Scan-Technologie zur Prüfung der Echtheit der 
Banknoten nach vordefinierten Spezifikationen. 

Banknoten, die die Prüfung bestehen, werden in 
einer Geldkassette abgelegt. Hat die Geldkassette 
ihre Kapazität erreicht (in der Regel 30 Bankno­
ten), werden die Banknoten automatisch sortiert 
und auf andere Geldkassetten mit einer Kapazität 
von in der Regel 300 Banknoten verteilt. 

Das Gerät ermöglicht z. B. in Glücksspiel-, Ver­
kaufs-, Park- und ähnlichen Automaten die Zah­
lung für die erhaltene Dienstleistung oder Ware. 

Das Gerät ist auch zur Ausgabe von Banknoten 
imstande. 

Das Gerät ist stets mit einem sogenannten „Host­
controller“ (liegt bei der Gestellung nicht vor) 
verbunden, der die vordefinierten Banknotenspe­
zifikationen und den Fluss der Banknoten in die 
verschiedenen Geldkassetten regelt. 

Siehe Abbildung (*). 

8472 90 70 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschrif­
ten 1 und 6 für die Auslegung der Kombinierten 
Nomenklatur sowie nach dem Wortlaut der KN- 
Codes 8472, 8472 90 und 8472 90 70. 

Eine Einreihung in die Position 9031 als Instru­
ment zum Messen oder Prüfen ist ausgeschlos­
sen, da das Gerät mehr ist als ein in diese Posi­
tion gehörendes Mess- oder Prüfinstrument. Es 
prüft nicht nur die Echtheit der Banknoten, son­
dern erfüllt auch andere Funktionen wie das Sor­
tieren der Banknoten und ihre Verteilung auf ver­
schiedene Verwahrkassetten sowie die Ausgabe 
der Banknoten. Alle Funktionen des Geräts sind 
in der Position 8472 erfasst. 

Das Gerät ist daher als Büromaschine in den KN- 
Code 8472 90 70 einzureihen. 

(*)  Die Abbildung dient nur zur Information.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/1761 DER KOMMISSION 

vom 28. September 2016 

zur Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur 
Festlegung des Zollkodex der Union (1), insbesondere auf Artikel 57 Absatz 4 und Artikel 58 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten Nomenklatur im Anhang der Verordnung (EWG) 
Nr. 2658/87 (2) des Rates zu gewährleisten, sind Vorschriften für die Einreihung der im Anhang dieser 
Verordnung aufgeführten Waren zu erlassen. 

(2)  In der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 sind allgemeine Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten 
Nomenklatur festgelegt. Diese Vorschriften gelten auch für die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die 
Kombinierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder unter etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen — 
übernimmt und die aufgrund besonderer Regelungen der Union aufgestellt wurde, um tarifliche oder sonstige 
Maßnahmen im Rahmen des Warenverkehrs anzuwenden. 

(3)  In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung 
genannten Waren mit den in Spalte 3 genannten Begründungen in den in Spalte 2 der Tabelle angegebenen KN- 
Code einzureihen. 

(4)  Es ist angemessen vorzusehen, dass die verbindlichen Zolltarifauskünfte, die für die von dieser Verordnung 
betroffenen Waren erteilt wurden und mit dieser Verordnung nicht übereinstimmen, während eines bestimmten 
Zeitraums von dem Inhaber gemäß Artikel 34 Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 weiterhin verwendet 
werden können. Dieser Zeitraum sollte auf drei Monate festgelegt werden. 

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den 
Zollkodex — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren werden in die Kombinierte Nomenklatur in den in Spalte 2 
der Tabelle genannten KN-Code eingereiht. 

Artikel 2 

Verbindliche Zolltarifauskünfte, die mit dieser Verordnung nicht übereinstimmen, können gemäß Artikel 34 Absatz 9 
der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 während eines Zeitraums von drei Monaten ab Inkrafttreten dieser Verordnung 
weiterhin verwendet werden. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. September 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Stephen QUEST 

Generaldirektor für Steuern und Zollunion   

ANHANG 

Warenbezeichnung Einreihung 
(KN-Code) Begründung 

(1) (2) (3) 

Ein batteriebetriebenes Gerät (ein sogenanntes 
Videoinspektionsgerät), bestehend aus: 

—  einer Bedieneinheit mit einem Steuerhebel, 
einer Aufzeichnungsvorrichtung, einem 
Steckplatz für Speicherkarten und einer Flüs­
sigkristallanzeige (LCD) mit einer Bildschirm­
diagonale von etwa 9 cm (3,5 Zoll), 

—  einem flexiblen elektrischen Kabel mit einer 
Länge von 3 m und einem Durchmesser von 
etwa 7 mm, 

—  einer Kamera, 

—  LED-Leuchten. 

Das Gerät ist dafür ausgelegt, hauptsächlich für 
die technische Inspektion von Hohlräumen ver­
wendet zu werden. Es kann Videobilder aufneh­
men und aufzeichnen. Die Bilder können in 
Echtzeit angesehen werden. 

Siehe Abbildung (*). 

8525 80 91 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschrif­
ten 1 und 6 für die Auslegung der Kombinierten 
Nomenklatur, Anmerkung 4 zu Abschnitt XVI 
sowie nach dem Wortlaut der KN-Codes 8525, 
8525 80 und 8525 80 91. 

Eine Einreihung als Instrumente, Apparate, Ge­
räte und Maschinen zum Messen oder Prüfen in 
die Position 9031 ist ausgeschlossen, da das Ge­
rät nicht zum Prüfen oder Messen von Hohlräu­
men bestimmt ist, sondern Bilder aufnehmen 
und in ein elektrische Signal umwandeln soll, das 
als Videobild aufgezeichnet wird (siehe auch die 
HS-Erläuterungen zur Position 8525). 

Das Gerät besteht aus miteinander verbundenen 
Einzelkomponenten, die gemeinsam eine genau 
bestimmte, in einer der Positionen des Kapitels 84 
oder 85 erfasste Funktion ausüben. Angesicht 
seiner objektiven Merkmale ist die Funktion des 
Geräts die Aufnahme und Aufzeichnung von Vi­
deobildern. Eine Einreihung als Monitor in die 
Position 8528 ist daher ausgeschlossen. 

Folglich ist die Ware in den KN-Code 
8525 80 91 als Videokameraaufnahmegeräte, 
nur mit Aufzeichnungsmöglichkeit des durch die 
Kamera aufgenommenen Tons und Bildes, einzu­
reihen. 

(*)  Die Abbildung dient nur zur Information.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/1762 DER KOMMISSION 

vom 3. Oktober 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 3. Oktober 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA  144,2 

ZZ  144,2 

0707 00 05 TR  128,9 

ZZ  128,9 

0709 93 10 TR  138,8 

ZZ  138,8 

0805 50 10 AR  86,0 

CL  103,9 

TR  101,3 

UY  49,2 

ZA  113,1 

ZZ  90,7 

0806 10 10 EG  264,7 

TR  135,2 

US  194,0 

ZZ  198,0 

0808 10 80 AR  110,6 

BR  97,9 

CL  149,2 

NZ  135,6 

ZA  133,4 

ZZ  125,3 

0808 30 90 TR  132,1 

ZA  155,4 

ZZ  143,8 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU, Euratom) 2016/1763 DES RATES 

vom 29. September 2016 

zur Ernennung von drei Mitgliedern des Rechnungshofs 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 286 Absatz 2, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 106a, 

gestützt auf die Vorschläge der Republik Zypern, der Republik Malta und der Portugiesischen Republik, 

nach Stellungnahmen des Europäischen Parlaments (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Amtszeit von Herrn Louis GALEA ist am 6. Mai 2016 abgelaufen. 

(2)  Die Amtszeit von Herrn Lazaros S. LAZAROU läuft am 1. November 2016 ab. 

(3)  Mit Schreiben vom 20. Mai 2016 hat Herr Vítor Manuel da SILVA CALDEIRA seinen Rücktritt angekündigt. 

(4)  Ihre Ämter sollten daher neu besetzt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Herr Leo BRINCAT wird für die Zeit vom 1. Oktober 2016 bis zum 30. September 2022 zum Mitglied des 
Rechnungshofs ernannt. 

(2) Herr Lazaros S. LAZAROU wird für die Zeit vom 2. November 2016 bis zum 1. November 2022 zum Mitglied des 
Rechnungshofs ernannt. 

(3) Herr João Alexandre TAVARES GONÇALVES DE FIGUEIREDO wird für die Zeit vom 1. Oktober 2016 bis zum 
28. Februar 2018 zum Mitglied des Rechnungshofs ernannt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 29. September 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
P. ŽIGA  
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BESCHLUSS (EU) 2016/1764 DES RATES 

vom 29. September 2016 

über den Standpunkt, der von der Europäischen Union im Gemeinsamen Ausschuss EU/ICAO 
hinsichtlich des Beschlusses über die Annahme eines Anhangs über das Flugverkehrsmanagement 
als Anhang der Kooperationsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zur Schaffung eines Rahmens für die verstärkte 

Zusammenarbeit zu vertreten ist 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 100 Absatz 2 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 9, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Kooperationsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation (ICAO) zur Schaffung eines Rahmens für eine verstärkte Zusammenarbeit (1) (im Folgenden 
„Kooperationsvereinbarung“) trat am 29. März 2012 in Kraft. 

(2) Gemäß Nummer 7.3 Buchstabe c der Kooperationsvereinbarung kann der nach Nummer 7.1 der Kooperations­
vereinbarung eingesetzte Gemeinsame Ausschuss Anhänge zu der Kooperationsvereinbarung annehmen. 

(3)  Es ist zweckmäßig, den im Gemeinsamen Ausschuss von der Union zu vertretenden Standpunkt hinsichtlich der 
Annahme eines Anhangs über das Flugverkehrsmanagement als Anhang der Kooperationsvereinbarung 
festzulegen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Standpunkt, der von der Union im Gemeinsamen Ausschuss EU/ICAO gemäß Nummer 7.3 Buchstabe c der 
Kooperationsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zur 
Schaffung eines Rahmens für die verstärkte Zusammenarbeit (im Folgenden „Kooperationsvereinbarung“) hinsichtlich der 
Annahme eines Anhangs über das Flugverkehrsmanagement als Anhang der Kooperationsvereinbarung zu vertreten ist, 
beruht auf dem Entwurf eines Beschlusses des Gemeinsamen Ausschusses EU/ICAO, der dem vorliegenden Beschluss 
beigefügt ist. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 29. September 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
P. ŽIGA  
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ENTWURF EINES BESCHLUSSES DES GEMEINSAMEN AUSSCHUSSES EU/ICAO 

vom … 

über die Annahme eines Anhangs über das Flugverkehrsmanagement als Anhang der 
Kooperationsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Internationalen 

Zivilluftfahrt-Organisation zur Schaffung eines Rahmens für die verstärkte Zusammenarbeit 

DER GEMEINSAME AUSSCHUSS EU/ICAO — 

gestützt auf die Kooperationsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation zur Schaffung eines Rahmens für eine verstärkte Zusammenarbeit (im Folgenden „Kooperationsver­
einbarung“), die am 29. März 2012 in Kraft getreten ist, insbesondere auf Nummer 7.3 Buchstabe c, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Es ist angezeigt, einen Anhang über das Flugverkehrsmanagement in die Kooperationsvereinbarung aufzunehmen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang dieses Beschlusses wird hiermit angenommen und ist Bestandteil der Kooperationsvereinbarung. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu … 

Für den Gemeinsamen Ausschuss EU/ICAO 

Die Vorsitzenden  
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ANHANG 

ÜBER DAS FLUGVERKEHRSMANAGEMENT 

1.  Ziele 

1.1.  Die Vertragsparteien kommen überein, im Bereich des Flugverkehrsmanagements und der Flugsicherung (im 
Folgenden „ATM/ANS“) im Rahmen der Vereinbarung über die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen 
Union und der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (im Folgenden „Kooperationsvereinbarung“), die in 
Montreal am 28. April 2011 und in Brüssel am 4. Mai 2011 unterzeichnet wurde, zusammenzuarbeiten. 

1.2.  Im Einklang mit ihrem festen Willen zur weltweiten Harmonisierung der Anforderungen in den internationalen 
Richtlinien und Empfehlungen (SARP) für ATM/ANS und der globalen Interoperabilität neuer Technologien und 
Systeme im Bereich ATM/ANS, kommen die Vertragsparteien überein, im Geiste der Transparenz und des Dialogs 
zur Koordinierung ihrer ATM/ANS-Aktivitäten eng zusammenzuarbeiten. 

2.  Anwendungsbereich 

2.1.  In Verfolgung der in Artikel 1 dieses Anhangs genannten Ziele kommen die Vertragsparteien überein, in folgenden 
Bereichen zusammenzuarbeiten: 

—  Durchführung eines regelmäßigen Dialogs in ATM/ANS-Fragen von beiderseitigem Interesse; 

—  Erzielung von Transparenz durch den regelmäßigen Austausch einschlägiger ATM/ANS-Informationen; 

—  Beteiligung an ATM/ANS-Aktivitäten; 

—  Überwachung und Analyse der Einhaltung von ICAO-Richtlinien und Befolgung von ICAO-Empfehlungen im 
Bereich ATM/ANS durch die Staaten; 

—  Zusammenarbeit in Angelegenheiten der Regulierung und Festlegung von Vorschriften; 

—  Zusammenarbeit im Bereich der Entwicklung und der Umsetzung des globalen ICAO-Luftfahrtplans (ICAO 
Global Air Navigation Plan, GANP) und seiner Methodik zur Modernisierung der Blöcke des Luftfahrtsystems 
(Aviation System Block Upgrade, ASBU); 

—  Ausarbeitung und Durchführung von Projekten und Programmen zur technischen Unterstützung; 

—  Förderung der regionalen Zusammenarbeit, insbesondere im Rahmen der ICAO-Region Europa (EUR) mit 
besonderer Berücksichtigung der Ergebnisse bei der Entwicklung und Umsetzung des einheitlichen 
europäischen Luftraums (SES) und der Arbeit der Europäischen Agentur für Flugsicherheit (EASA) in ATM/ 
ANS-Angelegenheiten; und 

—  Austausch technischer Sachverständiger in den einschlägigen ATM/ANS-Bereichen. 

3.  Durchführung 

3.1.  Die Vertragsparteien können Arbeitsvereinbarungen treffen, in denen die einvernehmlich vereinbarten 
Mechanismen und Verfahren festgelegt werden, um die Kooperationstätigkeiten, die in Artikel 2 Absatz 1 dieses 
Anhangs festgelegt sind, wirksam durchzuführen. Diese Arbeitsvereinbarungen werden von dem gemäß Artikel 7 
der Kooperationsvereinbarung eingerichteten Gemeinsamen Ausschuss angenommen. 

3.2.  Die Durchführung von Kooperationstätigkeiten im Rahmen dieses Anhangs erfolgt im Namen der Parteien durch 
das ICAO Air Navigation Bureau (ANB) und die Europäische Kommission. Die Europäische Kommission kann 
gegebenenfalls die EU-Mitgliedstaaten und europäische Organisationen, einschließlich der EASA, des gemeinsamen 
Unternehmens SESAR, des SESAR-Errichtungsmanagements und Eurocontrol beteiligen. 

4.  Dialog 

4.1.  Die Vertragsparteien beraumen regelmäßig Sitzungen und/oder Telekonferenzen an, um ATM/ANS- 
Angelegenheiten von beiderseitigem Interesse zu erörtern und, wo nötig und angebracht, Aktivitäten zu 
koordinieren. 
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5.  Transparenz und Informationsaustausch 

5.1.  Die Vertragsparteien fördern vorbehaltlich ihrer einschlägigen Vorschriften die Transparenz im Bereich ATM/ANS 
in ihren Beziehungen mit Dritten. 

5.2.  Die Vertragsparteien gewährleisten Transparenz bei ihrer Kooperation und Zusammenarbeit bei ATM/ANS- 
Aktivitäten, unbeschadet ihrer jeweiligen Vorschriften, durch Austausch relevanter und geeigneter Daten, 
Informationen und Unterlagen und erleichtern die gegenseitige Teilnahme an Sitzungen. 

5.3.  Zu diesem Zweck legt jede Vertragspartei Verfahren für den Informationsaustausch fest, die die Vertraulichkeit der 
von der anderen Vertragspartei übermittelten Informationen gemäß Artikel 6 der Kooperationsvereinbarung 
gewährleisten. 

6.  Beteiligung an ATM/ANS-Aktivitäten 

6.1.  Für die Umsetzung dieses Anhangs laden die Vertragsparteien die jeweils andere Vertragspartei ein, sich im 
Einklang mit festgelegten Verfahrensregeln an ATM/ANS-bezogenen Aktivitäten und Sitzungen als Beobachter zu 
beteiligen, um eine enge Zusammenarbeit und Koordinierung zu gewährleisten. 

7.  Austausch von ATM/ANS-Informationen und Analysen 

7.1. Unbeschadet ihrer jeweiligen Vorschriften und im Einklang mit geeigneten auszuarbeitenden Arbeitsverein­
barungen tauschen die Vertragsparteien einschlägige ATM/ANS-Informationen und -Daten sowie Analysen auf der 
Grundlage dieser Informationen und Daten aus. 

7.2.  Die Vertragsparteien arbeiten eng bei Maßnahmen zusammen, die zur Gewährleistung einer wirksameren 
Einhaltung der SARP in der EU und in anderen Staaten getroffen werden. Zu dieser Zusammenarbeit zählen der 
Informationsaustausch, die Erleichterung des Dialogs zwischen den betreffenden Parteien und die Koordinierung 
technischer Unterstützungstätigkeiten. 

7.3.  Auf der Grundlage ihrer Tätigkeiten im Bereich der Leistungsüberprüfung und Zielvorgabe sowie bei der 
Überwachung der Umsetzung des europäischen ATM-Masterplans unterstützt die EU die ICAO bei der 
Entwicklung eines globalen leistungsbasierten Ansatzes und eines globalen Überwachungskonzepts für die 
Umsetzung des GANP der ICAO und der darin vorgesehenen ASBU-Methodik. Die ICAO nutzt bei der 
Entwicklung ihrer globalen Ansätze auf geeignete und optimale Weise vorhandenes EU-Material oder sich in der 
Entwicklung befindendes Material, das aus der Entwicklung und Umsetzung des einheitlichen europäischen 
Luftraums herrührt. 

8.  Angelegenheiten der Regulierung und Festlegung von Vorschriften 

8.1.  Jede Vertragspartei stellt sicher, dass die andere Vertragspartei über alle einschlägigen Gesetze, Regelungen, 
Standards und Richtlinien, Anforderungen und Empfehlungen, die sich auf die Umsetzung dieses Anhangs 
auswirken können, sowie über Änderungen derselben unterrichtet wird. 

8.2.  Die Vertragsparteien notifizieren einander rechtzeitig alle vorgeschlagenen Änderungen ihrer einschlägigen 
Gesetze, Regelungen, Standards und Richtlinien, Anforderungen und Empfehlungen, insoweit diese Änderungen 
sich auf die Anwendung dieses Anhangs auswirken können. Entsprechende Notifizierungen können gegebenenfalls 
auch den Austausch entsprechender Planungsinstrumente wie jährliche und mehrjährige Programme umfassen. Im 
Lichte solcher Änderungen kann der Gemeinsame Ausschuss erforderlichenfalls Änderungen dieses Anhangs 
gemäß Artikel 7 der Kooperationsvereinbarung annehmen. 

8.3. Im Hinblick auf die globale Harmonisierung von ATM/ANS-Vorschriften und -Standards konsultieren die Vertrags­
parteien einander in technischen Regulierungsangelegenheiten im ATM/ANS-Bereich während der entsprechenden 
Verfahren zum Erlass der Vorschriften oder Ausarbeitung der SARP und werden gegebenenfalls zur Beteiligung in 
den betreffenden technischen Gremien eingeladen. 

8.4.  Zu diesem Zweck straffen die EU und die ICAO ihre Zusammenarbeit weiter im Hinblick auf die rechtzeitige 
Überprüfung der EU-Vorschriften nach Änderungen der Anhänge des Abkommens über die internationale 
Zivilluftfahrt durch die ICAO (im Folgenden „Abkommen von Chicago“) und rechtzeitige Vorlagen an die ICAO, 
wenn Änderungen der Anhänge, die für ATM/ANS von Belang sind, in Erwägung gezogen werden. 
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8.5.  Die ICAO übermittelt der EU rechtzeitig Informationen zu ICAO-Entscheidungen und Empfehlungen, die ATM/ 
ANS-bezogene SARP betreffen, indem sie vollständigen Zugang zu ICAO-State-Letters und elektronischen Bulletins 
gewährt. 

8.6.  Die EU ist bestrebt, gegebenenfalls zu gewährleisten, dass einschlägige EU-Rechtsvorschriften mit den ATM/ANS- 
bezogenen SARP der ICAO in Einklang stehen. 

8.7.  Da der europäische ATM-Masterplan eng mit dem GANP der ICAO und der darin enthaltenen ASBU-Methodik 
verknüpft ist, unterstützt die EU in Zusammenarbeit mit ihren Mitgliedstaaten die ICAO bei der Entwicklung von 
SARP und unterstützenden Materialien bezüglich neuer ATM/ANS-Anforderungen auf der Grundlage ihrer 
Erfordernisse und Erfahrungen mit der Errichtung von SESAR. Desgleichen unterstützt die ICAO die EU bei der 
Aktualisierung ihrer Standards für die globale Interoperabilität neuer ATM/ANS-Anforderungen auf der Grundlage 
ihres GANP, der ASBU-Methodik und der damit verbundenen Aktionspläne. 

8.8.  Ungeachtet der Verpflichtungen von EU-Mitgliedstaaten als Vertragsstaaten des Abkommens von Chicago führt die 
EU erforderlichenfalls einen Dialog mit der ICAO, um technische Informationen in Fällen bereitzustellen, in denen 
sich infolge der Anwendung von EU-Rechtsvorschriften Fragen im Zusammenhang mit der Einhaltung von ICAO- 
Richtlinien und der Befolgung von ICAO-Empfehlungen ergeben. 

8.9.  Die Durchführung von Kooperationsmaßnahmen in Regulierungsangelegenheiten und bei der Festlegung von 
Vorschriften steht weder im Widerspruch zu geltenden Verfahren der ICAO für die Festlegung von Vorschriften, 
noch schafft sie neue rechtliche Verpflichtungen oder Berichtspflichten für die ICAO gegenüber der EU oder ihren 
Mitgliedstaaten. 

9.  Projekte und Programme zur technischen Unterstützung 

9.1.  Die Vertragsparteien koordinieren die Unterstützung für Staaten in dem Bemühen, die wirksame Nutzung 
begrenzter Mittel zu gewährleisten und Doppelarbeit zu vermeiden, und tauschen Informationen, einschließlich 
Daten, zu ATM/ANS-bezogenen Projekten und Programmen zur technischen Unterstützung aus. 

10.  Regionale Zusammenarbeit 

10.1.  Die Vertragsparteien räumen Tätigkeiten Vorrang ein, die die beschleunigte Errichtung des einheitlichen 
europäischen Luftraums zum Ziel haben, einschließlich der einschlägigen Tätigkeiten der EASA im Bereich 
ATM/AN, wo das regionale Konzept Chancen für eine erhöhte Kosteneffizienz sowie verbesserte Aufsichts- und/ 
oder Harmonisierungsverfahren bietet. 

10.2.  Besondere Aufmerksamkeit im Hinblick auf Nummer 10.1 wird dem regionalen leistungsbasierten Ansatz, 
europäischen technischen Vorschriften zu ATM/ANS, den funktionalen Luftraumblöcken, der Verwaltung der 
Netzfunktionen (darunter die europäische Krisenkoordinationszelle für die Luftfahrt (European Aviation Crisis 
Coordination Cell, EACCC)) sowie der Umsetzung und Überwachung neuer ATM/ANS Konzepte auf der 
Grundlage von SESAR und des europäischen ATM-Masterplans gewidmet. 

10.3.  Um die Erwartungen der Regionalen Zusammenarbeit zu erfüllen, wird die enge Arbeitsbeziehung zwischen der 
EU und dem ICAO-Regionalbüro in Paris, darunter auch die gegenseitige Teilnahme an entsprechenden Sitzungen 
(z. B. Ausschuss für den einheitlichen Luftraum), aufrechterhalten. 

10.4.  Die EU wird die Koordinierung zwischen europäischen Organisationen, EU-Mitgliedstaaten und dem ICAO- 
Regionalbüro in Anbetracht des Anwendungsbereichs dieses Anhangs organisieren, insbesondere bezüglich 
Beiträgen zu regionalen ICAO-Plänen. 

11.  Unterstützung durch Sachverständige 

11.1.  Unbeschadet der Regelungen für die Unterstützung durch Sachverständige, die außerhalb des Anwendungsbereichs 
dieses Anhangs entwickelt wurden, ist die EU bestrebt, der ICAO auf Antrag Sachverständige mit technischem 
Sachverstand in einschlägigen Bereichen auf dem Gebiet ATM/ANS zur Verfügung zu stellen, um Aufgaben 
durchzuführen und an Tätigkeiten teilzunehmen, die in den Anwendungsbereich dieses Anhangs fallen. Die 
Bedingungen einer solchen Unterstützung durch Sachverständige werden in einer Arbeitsvereinbarung zwischen 
den Vertragsparteien festgelegt. 

12.  Überprüfung 

12.1.  Die Vertragsparteien überprüfen die Umsetzung dieses Anhangs regelmäßig und berücksichtigen gegebenenfalls 
alle relevanten politischen oder regulatorischen Entwicklungen. 
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12.2.  Überprüfungen dieses Anhangs werden von dem gemäß Artikel 7 der Kooperationsvereinbarung eingerichteten 
Gemeinsamen Ausschuss durchgeführt (im Folgenden „Gemeinsamer Ausschuss“). 

13.  Inkrafttreten, Änderungen und Kündigung 

13.1.  Dieser Anhang tritt am Tag der Annahme durch den Gemeinsamen Ausschuss in Kraft und bleibt bis zu einer 
Kündigung in Kraft. 

13.2.  Gegebenenfalls erforderliche Arbeitsvereinbarungen, die gemäß diesem Anhang vereinbart wurden, treten am Tag 
der Annahme durch den Gemeinsamen Ausschuss in Kraft. 

13.3.  Alle Änderungen von Arbeitsvereinbarungen, die gemäß diesem Anhang angenommen wurden, oder deren 
Kündigung werden im Gemeinsamen Ausschuss vereinbart. 

13.4.  Dieser Anhang kann jederzeit durch eine der Vertragsparteien gekündigt werden. Die Kündigung wird innerhalb 
von sechs Monaten, nachdem eine Vertragspartei die schriftliche Kündigungsnotifizierung der anderen 
Vertragspartei erhalten hat, wirksam, wobei die genannte Kündigungsnotifizierung vor Ablauf der 
Sechsmonatsfrist im gegenseitigen Einvernehmen zurückgezogen werden kann. 

13.5.  Ungeachtet anderer Bestimmungen dieses Artikels werden bei Kündigung der Kooperationsvereinbarung dieser 
Anhang und etwaige im Rahmen des Anhangs angenommene Arbeitsvereinbarungen gleichzeitig damit gekündigt.  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2016/1765 DER KOMMISSION 

vom 3. Oktober 2016 

zur Festlegung der technischen Spezifikationen im IKT-Bereich, auf die bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge Bezug genommen werden kann 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 
zur europäischen Normung, zur Änderung der Richtlinien 89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der 
Richtlinien 94/9/EG, 94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG und 
2009/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des Beschlusses 87/95/EWG des Rates 
und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1), insbesondere auf Artikel 13 
Absatz 1, 

nach Konsultation der Europäischen Multi-Stakeholder-Plattform für die IKT-Normung und der Sachverständigen des 
Sektors, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Normung leistet einen wichtigen Beitrag zur Strategie „Europa 2020“, wie in der Mitteilung der Kommission 
„Europa 2020: Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum“ dargelegt wird. Wie in 
mehreren Leitinitiativen der Strategie „Europa 2020“ betont wird, spielt die freiwillige Normung auf den Waren- 
und Dienstleistungsmärkten eine wichtige Rolle, wenn es darum geht, die Kompatibilität und Interoperabilität von 
Produkten und Dienstleistungen zu gewährleisten und die technologische Entwicklung und die Innovation zu 
fördern. 

(2)  Normen sind von zentraler Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit Europas sowie für Innovation und Fortschritt. 
Die Kommission hebt die Relevanz der Normen in ihren jüngsten Initiativen für die Vollendung des 
Binnenmarktes (2) und des digitalen Binnenmarkts (3) hervor, in denen die Rolle der Normung und Interope­
rabilität bei der Schaffung einer europäischen digitalen Wirtschaft durch die Annahme der Mitteilung über 
Schwerpunkte der IKT-Normung für den digitalen Binnenmarkt (4) gestärkt wird, mit der ein umfassendes 
strategisches und politisches Konzept für die Normung vorrangiger Informations- und Kommunikationstech­
nologien vorgelegt wird, die von entscheidender Bedeutung für die Vollendung des digitalen Binnenmarkts sind. 

(3)  In der digitalen Gesellschaft werden Normungsprodukte für die Gewährleistung der Interoperabilität von Netzen 
und Systemen unverzichtbar. Die Kommission hat in ihrer Mitteilung „Eine strategische Vision der europäischen 
Normung: Weitere Schritte zur Stärkung und Beschleunigung des nachhaltigen Wachstums der europäischen 
Wirtschaft bis zum Jahr 2020“ (5) die Besonderheit der Normung im Bereich der Informations- und Kommunika­
tionstechnologien (IKT) anerkannt, in dem einschlägige Lösungen, Anwendungen und Dienste häufig von 
globalen IKT-Foren und -Vereinigungen entwickelt werden, die eine Führungsrolle bei der Entwicklung von IKT- 
Normen übernommen haben. 

(4)  Ziel der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 ist die Modernisierung und Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
die europäische Normung. Durch sie wurde ein System eingeführt, mit dem die Kommission festlegen kann, 
welche technischen Spezifikationen im IKT-Bereich, die nicht von europäischen, internationalen oder nationalen 
Normungsgremien erarbeitet wurden, die größte Relevanz und die breiteste Akzeptanz haben. Wenn die 
Möglichkeit besteht, die gesamte Bandbreite von technischen Spezifikationen im IKT-Bereich bei der Beschaffung 
von Hardware, Software und IT-Dienstleistungen zu nutzen, wird die Interoperabilität zwischen Geräten, Diensten 
und Anwendungen gesichert, die Bindung öffentlicher Auftraggeber an einen einzigen Anbieter vermieden — die 
zustande kommt, wenn der öffentliche Auftraggeber den Anbieter nach Vertragsablauf nicht wechseln kann, da 
proprietäre IKT-Lösungen verwendet wurden — und der Wettbewerb bei der Lieferung interoperabler IKT- 
Lösungen angekurbelt. 
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(5)  Damit auf technische IKT-Spezifikationen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge Bezug genommen werden kann, 
müssen sie die Anforderungen des Anhangs II der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 erfüllen. Bei technischen 
Spezifikationen für IKT, die diese Anforderungen erfüllen, können die öffentlichen Auftraggeber mit Gewissheit 
davon ausgehen, dass sie im Einklang mit den von der Welthandelsorganisation auf dem Gebiet der Normung 
anerkannten Grundsätzen Offenheit, Fairness, Objektivität und Nichtdiskriminierung erstellt wurden. 

(6)  Über die Festlegung der IKT-Spezifikationen sollte nach der Konsultation der Europäischen Multi-Stakeholder- 
Plattform für die IKT-Normung entschieden werden, die mit dem Beschluss 2011/C-349/04 der Kommission (1) 
eingerichtet wurde, wobei zusätzliche sektorale Sachverständige in anderer Form konsultiert werden. 

(7)  Die Europäische Multi-Stakeholder-Plattform für die IKT-Normung bewertete die technische Spezifikation „World 
Customs Organization Data Model version 3.5“ (im Folgenden „WCO Data Model v 3.5“) sowie die von OASIS 
entwickelten technischen Spezifikationen „Content Management Interoperability Services version 1.0 & 
version 1.1“ (im Folgenden „CMIS v1.0 & v1.1“), „Electronic business XML Messaging Services Version 3.0: Part 1, 
Core Features“ und „Application Statement 4 Profile of ebMS 3.0 Version 1.0“ (im Folgenden „ebMS3.0-AS4“), 
„Business Document Metadata Service Location Version 1.0“ (im Folgenden „BDX location“) und „Electronic 
business Core Party Identification Type Technical Specification Version 1.0“ (im Folgenden „ebCorePartyIdType“), 
und befürwortete, dass bei der Vergabe öffentlicher Aufträge auf diese Bezug genommen werden kann. Die 
Bewertung wurde anschließend sektoralen Sachverständigen zur Konsultation vorgelegt, die ebenfalls eine positive 
Stellungnahme hinsichtlich der Festlegung abgaben. 

(8)  Die technische Spezifikation „WCO Data Model version 3.5“ wurde von der Weltzollorganisation (WZO) 
entwickelt und besteht aus einer Reihe von Anforderungen an Daten, die sich gegenseitig ergänzen und die 
verfahrenstechnischen und rechtlichen Erfordernisse grenzüberschreitender Regulierungsstellen wie dem Zoll 
erfüllen, welche Aus-, Ein- und Durchfuhrtransaktionen kontrollieren. Sie steht im Einklang mit dem „United 
Nations Trade Data Elements Directory“ (UNTDED) und wird von den Behörden der WZO-Mitglieder bei der 
Einrichtung grenzübergreifender Regulierungssysteme umfassend angewendet, beispielsweise bei elektronischen 
Zollanmeldungssystemen und „Ein-Schalter-Systemen“ (Single Window). 

(9)  Die technische Spezifikation „CMIS v1.0“, die von OASIS (Advancing open standards for the information society) 
ausgegeben wurde, sorgt für Interoperabilität verschiedener Content-Management-Systeme über das Internet. Sie 
sieht ein Standardverfahren für die Speicherung, Abfrage und Suche von Dokumenten vor, sodass Informationen 
zwischen verschiedenen Datendepots ausgetauscht werden können. Konkret definiert „CMIS v1.0“ eine 
Abstraktionsschicht, die zur Steuerung verschiedener Dokumentenverwaltungssysteme und -depots über Web- 
Protokolle dient. In der Spezifikation sind Konzepte und Funktionen beschrieben, die von den meisten 
Datendepots unterstützt und angeboten werden, beispielsweise die Suche, die Abfrage, das Hinzufügen und die 
Änderung von Inhalt oder Metadaten. Die technische Spezifikation „CMIS v1.1“ ist vollständig mit „CMIS v1.0“ 
kompatibel und umfasst zusätzliche Funktionen. 

(10)  Der von OASIS entwickelte „electronic business XML Messaging Service“ („ebMS 3.0“) erleichtert den Austausch 
elektronischer Geschäftsmitteilungen innerhalb eines XML-Webservices-Framework, das allgemeine technische 
Spezifikationen für das Internet optimal nutzt. Die Spezifikation „ebMS 3.0“ zielt auf eine breite Anwendung bei 
allen Akteuren — große oder kleine, öffentliche Verwaltungen oder private Unternehmen — ab, die dienstlich 
bzw. geschäftlich zusammenarbeiten und dabei Mitteilungen austauschen, sowie darauf, mit unterschiedlichen 
Kapazitäten für den Nachrichtenfluss, Verbindungsunterbrechungen, nicht-statischen IP-Adressen oder 
Beschränkungen durch Firewalls umzugehen. Bei der technischen Spezifikation „Application Statement 4 Profile 
of ebMS 3.0 Version 1.0“ (kurz „AS4“) handelt es sich um ein modernes Webservices-gestütztes Protokoll, das 
Leitlinien für eine standardisierte Methodik für einen sicheren und dokumentunabhängigen Austausch gibt. 

(11)  Die von OASIS ausgegebene technische Spezifikation „Business Document Metadata Service Location“ („BDX 
Location“) ist eine Aktualisierung des PEPPOL-Konzepts der „Service Metadata Location“ (SML). Ein 
Metadatendienst für geschäftliche Interaktionen liefert Informationen über die Art der Datentransaktionen und 
der entsprechenden Grundlagetechnologien, die bestimmten Geschäftsvorgangsteilnehmern zur Verfügung stehen. 
Gemäß der technischen Spezifikation „BDX Location“ wird der Ort eines Metadatendiensts in erster Linie als eine 
Endpunktkennung mit URL angegeben. 

(12)  Die technische Spezifikation „ebCorePartyIdType“, die von OASIS entwickelt wurde, legt einen formalen 
Mechanismus für die Bezugnahme auf Identifizierungsschemata für Parteitypen fest, bei dem ein formaler 
Uniform Resource Name (URN) mit einem Namensraum für Organisationskennungen verwendet wird, der auf 
den drei internationalen Normen ISO/IEC 6523, ISO 9735 und ISO 20022 aufbaut — 

4.10.2016 L 269/21 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) Beschluss 2011/C-349/04 der Kommission vom 28. November 2011 zur Einrichtung einer Europäischen Multi-Stakeholder-Plattform 
für die IKT-Normung (ABl. C 349 vom 30.11.2011, S. 4). 



HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Auf die im Anhang aufgeführten technischen Spezifikationen kann bei der Vergabe öffentlicher Aufträge Bezug 
genommen werden. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 3. Oktober 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER   

ANHANG 

Weltzollorganisation (WZO) (1) 

Nr. Titel der technischen Spezifikation im IKT-Bereich 

1 „World Customs Organization Data Model version 3.5“ („WCO Data Model version 3.5“) 

(1)  http://www.wcoomd.org/.  

OASIS (Advancing open standards for the information society) (1) 

Nr. Titel der technischen Spezifikation im IKT-Bereich 

1 „Content Management Interoperability Services version 1.0“ („CMIS 1.0“) 

2 „Content Management Interoperability Services version 1.1“ („CMIS 1.1“) 

3 „Business Document Metadata Service Location Version 1.0“ („BDX location“) 

4 „Electronic business XML Messaging Services Version 3.0: Part 1, Core Features“ und „Application Statement 4 
Profile of ebMS 3.0 Version 1.0“ („ebMS3.0-AS4“) 

5 „Electronic business Core Party Identification Type Technical Specification Version 1.0“ („ebCorePartyIdType“) 

(1)  http://www.oasis-open.org/.   
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